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Dieter Hampel

Menschenrechte als
Universalismus -

Menschenrechte als
Partikularismus

I

Die Menschenrechte sind nichts Überhistorisches

Die modernen Menscbenrechtsideen wurden im ausge­
henden 18. Jahrhundert in der europäischen/westlichen Auf­
klärung zunächst im Sinne politischer Grundrechte formu­
liert, (z.B. Gleichheit vor dem Gesetz, Versammlungs- und 
Redefreiheit). Bei diesen politischen Grundrechten ging es 
zunächst primär um die Sicherung individueller Freiheits­
rechte gegenüber Staat und Gesellschaft (Spannungsverhält­
nis Staat-Individuum).

Die politischen Grundrechte und die mit ihnen verbunde­
nen institutionellen Regelungen (Gewaltenteilung, Rechts­
staatlichkeit, freie und geheime Wahl) werden - so Prof. 
Dieter Obemdörfer, Universität Freiburg - „aus der Natur 
des Menschen begründet und erhalten deshalb die Bezeich­
nung Menschenrechte. Sie sind damit überzeitlich gültig, 
unaufbebbar und übernational, für alle Völker und Rassen 
verbindlich“ (1). Die Allgemeine Erklärung der Menschen­
rechte 1948 postulierte: „Die universelle Natur dieser Rechte 
und Freiheiten steht außer Zweifel“.

Die politischen Grundrechte erhalten schon in der Auf­
klärung durch das Gleichheitspostulat eine soziale Dimen­

sion. Für die neuzeitliche Entwicklung der Menschenrechts­
diskussion ist die Ausweitung und Konkretisierung dieser 
sozialen Dimension charakteristisch. In Postulaten wie z.B. 
„Freiheit von Not“ (Atlantic Carter) oder „Recht auf Ar­
beit" (allgemeine Erklärung der Menschenrechte von 1948) 
usf. wird der enge Zusammenhang zwischen der Möglich­
keit der Wahrnehmung politischer Freiheitsrechte und der 
sozialen Situation des einzelnen Menschen berücksichtigt.

n
„Die universelle Natun.^teht außer Zweifel“ - 
Einsprüche

Position A:

Auf der UN-Menschenrechtskonferenz im Juni 1993 in 
Wien, insbesondere im Vorfeld dieser Konferenz, wurde eine 
- u.a. hitzige - Diskussion um den globalen Geltungsbereich 
der allgemeinen Menschenrechte geführt; die Unteilbarkeit 
der Menschenrechte wurde in Frage gestellt. Die Konfe­
renz in Wien - so eine Argumentation im Vorfeld - dürfe 
nicht dazu mißbraucht werden, daß eine Gruppe von Natio­
nen dem Rest der Welt ihren Standard in der Menschen- 
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recbtsdiskussion aufzwinge, hieß es z.B. in einem gemein­
samen Komtnuniqui der asiatisch-pazifischen Staaten. Ei­
nige Staaten des Südens sprachen sogar von einem „geisti­
gen Kolonialismus“ bzw. „menschenrechtlichen Kolonia­
lismus“ der westlichen Staaten und stellten die Universali­
tät des (westlichen) Menschenrechtskonzepts in Frage. Die 
Universalität der Menschenrechte, der individuelle, univer­
selle Menscbenrechtsbegriff, wurde dabei insbesondere un­
ter dem Hinweis auf „kulturelle Verschiedenheiten“, reli­
giöser, traditioneller Gegebenheiten sowie mit dem Argu­
ment der „Untauglichkeit für sich noch entwickelnde Na­
tionen" zuriiekgewiesen, relativiert bzw. grundsätzlich in 
Frage gestellt.

Ein Begriff wie „Menschenrechte“ sei der europäischen 
Tradition erwachsen, so der Soziologe Jean-Pierre Dikoume 
aus Kamerun, und wirke in der afrikanischen Kultur „auf­
gesetzt“. Kritik am Menschenrechtsbegriff wurde besonders 
von einigen islamischen und asiatischen Staaten geübt. Sie 
schränkten die bislang bestehende universelle Geltung der 
Menschenrechtsnonnen ein und wollten sie durch sogenann­
te „regionalistische Menschenrechte“ minderen Standards 
ersetzen. Für ein Entwicklungsland seien die Menschenrech­
te „an erster Stelle die Rechte auf Unabhängigkeit, Dasein 
und Entwicklung“, so der chinesische Ministerpräsident Li 
Peng im Juni ’93. „Bestimmte Formen" von Menschenrech­
ten sollten demgemäß keinem Land „aufgezwungen“ oder 
mit Auslandsbeihilfe, Handel oder Investitionen verknüpft 
werden (menschenrechtliche Konditionierung von Handel 
und Entwicklungshilfe). Die Asean-Staaten, Indien und die 
Volksrepublik China behaupteten, daß die Verwirklichung 
politischer und bürgerlicher Rechte vorübergehend - es blieb 
dabei unklar, wie lange - dem von der Regierung dekretier­
ten wirtschaftlichen Fortschriusmodell und der hierfür not­
wendigen politischen Stabilität geopfert werden müsse. Die 
Entwicklungsländer müßten zunächst auf eine allgemein ge­
rechte und wirtschaftlich prosperierende Gesellschaft hin­
arbeiten, bevor die Rechte des Individuums berücksichtigt 
werden. So erklärte der indonesische Präsident Suharto, daß 
die Interessen von Gesellschaft, Staat und Nation Vorrang 
vor den Interessen des Einzelnen hätten. Islamische Länder 
(Iran, Saudi-Arabien, Sudan u.a.) vertraten wiederum die 
Auffassung, daß das islamische Strafrecht Vorrang vor in­
ternationalen Menschenrechtsnormen hätten.

Position B:

Von einigen europäischen Intellektuellen wurde im letz­
ten Jahr vehement Einspruch gegen den Universalismus der 
Menschenrechte, der mit der Aufklärung proklamierten 
Konstante, erhoben. Hans Magnus Enzensberger verspottet 
die (naive) Menscbenrechtserklärung der UN von 1948 mit 
dem Einwand, sie sei nicht durchsetzbar (2). Angesichts der 
unbestreitbaren Tatsache, daß „vier Fünftel der Welt­
bevölkerung unter Verhältnissen leben, die der Rhetorik der 
Deklaration Hohn sprechen“, nennt er die Deklaration .zy­
nisch“. Anthropologisch formuliert er: Der Mensch ist 
schlecht! Sein Credo ist daher die Ermunterung zur Abschaf­
fung des universellen Anspruchs der Menschenrechte; au­
ßerdem seien sie „eurozentrisch".

Diese Gleichgültigkeit bzw. dieses Vogel-Strauß-Syndrom 
legt uns nahe, sich darauf zu beschränken, das eigene Haus, 
den eigenen Garten, das eigene Land in Ordnung zu halten. 
Ausblendung des Elends ringsum und Konzentration auf das 
kleine Glück in den vier Wänden. Die ‘nou veile droite’, die 
neue Rechte in Frankreich, stimmt dieser Auffassung zu. 
Auch sie hält die bedingungs- und grenzenlose Verteidigung 
der Menschenrechte für entbehrlich. Was einmal für alle 
gelten sollte, kann nach Alain de Benoist, Protagonist der 
‘nouvelle droite', heute nur noch für wenige gelten. Folge­
richtig hebt eine Privilegierung dieses ‘Projekts der Moder­
ne' den universellen Anspruch des Projektes auf.

in.

Zur Gültigkeit der Menschenrechte: Kulturelle Vielfalt 
versus Universalismus?

Einerseits...

Die Frage, ob die Menschenrechte ein universelles Prin­
zip darstellen oder durch unterschiedliche Kulturen undTra- 
ditionen relativiert werden müssen, drohte die Wiener UN- 
Konferenz vor eine Zerreißprobe zu stellen. Nur mühsam 
konnte ein Kompromiß in der Frage der universellen Gel­
tung der Menschenrechte gefunden werden: „Es ist die 
Pflicht der Staaten, unabhängig von ihrem politischen, öko­
nomischen und kulturellen System, alle Menschenrechte und 
fundamentale Freiheiten zu fördern und zu schützen“. Und 
der UN-Generalsekretär Butros Ghali drängte in New York 
anläßlich des ‘Tages der Menschenrechte' im Dezember ’93 
die internationale Gemeinschaft, sich mit aller Kraft dafür 
einzusetzen, daß Menschenrechte überall verwirklicht wür­
den.

Trotzdem in Wien der Angriff jener abgewehrt wurde, 
die das Universalitätsprinzip mit dem Argument kulturel­
ler, religiöser und historischer Unterschiede zwischen den 
Völkern relativieren wollten, bleibt die Frage der univer­
sellen Gültigkeit des (westlichen) Menscbenrecbtskonzepts 
aktuell, ist der Verweis auf kulturelle Unterschiede gerecht­
fertigt. Gegen die „Kulturbeliebigkeit“ spricht die These, 
daß die Gültigkeit der Menschenrechte - wie anderer Wert­
maßstäbe - kulturbezogen sei.

Inwieweit ist die universelle Gültigkeit von Menschen­
rechten mit der Wirklichkeit einer Vielfalt und Vielzahl von 
Kulturen vereinbar? Die Verbindung von Kultur und Reli­
gion ist unübersehbar (vgl. Islam, Indien etc.). Die Achtung 
kultureller Autonomie ist sodann Voraussetzung einer 
menschlichen Entwicklung. Folgt aus der faktischen Aner­
kennung eines kulturellen Pluralismus die normative Theo­
rie eines Kulurrelativismus? - Ist nicht Verharmlosung oder 
Negierung des kulturellen Zusammenhangs, aus dem her­
aus Menschenrechte verstanden und anerkannt werden kön­
nen, der kulturellen Bedingtheit von unterschiedlichen 
Menschenrechts verständnissen, nichts anderes als Ausdruck 
unseres Eurozentrismus? Mit welchem Recht können wir 
die Universalität unserer dahinter liegenden ethnischen 
Muster beanspruchen?
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Die Universalität des (westlichen) Menschenrechts
konzepts - in Europa und (Nord-)Amerika erst seit zwei Jahr­
hunderten durchgesetzt. (nach der Emanzipation von abso­
lutistischer Herrschaft und Gottesgnadentum) - ist erst ein­
mal nur seine eigene Behauptung. Andere Kulturen denken 
anders über unsere Art, das Verhältnis zwischen Individu­
um und Staat, zwischen Macht und Recht 
ren. Den individuellen Men- 
rechten der industriellen 
werden kollckti- 
schen-

zu regulic- 
sehen- 

e I t
ve Men- 
rechte 
ande- 

r e r
Re-

gionen 
gegenüber ge­

stellt. Wer hat jemals die 
Maoris, die Yanomani oder die 

Mandingo gefragt, welches Konzept von
Menschenrechten in ihrer Vorstellung existiert? Ob 

sie z.B. bloß int Sinne eines europäischen Bürgers ihre in­
dividuellen Rechte in bezug auf einen autoritären Staat de­
finiert und gewahrt sehen wollen, wäre zu diskutieren.

In der asiatischen Region, dem religiös und kulturell an­
dersartigen Umfeld Asiens, werden Konzepte der Gemein­
schaft. der Hierarchie oder der Unterwerfung des Individu­
ums betont. Allgemeinwohl steht vor Individualwohl, wäh­
rend die Europäer wie (Nord-¡Amerikaner das Individuum 
mit seinen Rechten ganz obenan stellen. So ist der Islam 
..ein spezifisches kulturelles System, in dem das Kollektiv, 
nicht das Individuum im Mittelpunkt des Weltbildes stellt" 
(Bassani Tibi). Im Islam haben die Muslime als Gläubige 
allein Pflichten gegenüber der Gemeinschaft, nicht aber in­
dividuelle Rechte.

...anderseits

Die Zur-Disposition-Stellung der Universalität von Men 
schenrechten durch den Verweis auf kulturelle Unterschic 
de. die Forderung nach Berücksichtigung historischer, kul
tureller. religiöser und regionaler Traditionen und Eigenar­
ten bei der Normsetzung von Menschenrechten, die Debat­
te über die Kulturabhängigkeil oder -gebundenheil der Men­
schenrechte. stellt keinen ..Freibrief für Menschenreehisver- 
letzungen“ aus. Allzuoft wird diese nicht unberechtigte 
Debatte hinsichtlich des 1 niversalprinzips mißbraucht für 
politisch durchsichtige Interessen und der Abschottung 
menschenrechtsverletzender Regierungen vor internationa­
ler Kontrolle. Unter dem Vorwand kultureller Relativierung 
und dem Verweis auf wirtschaftliche Entwicklungs­
schwierigkeiten wollen verschiedene Länder - gerade die 
Staaten, in denen schwere Menscheiirechtsvcrletz.ungen be­
gangen werden • von der tatsächlichen Situation in ihren 
Ländern ablenken. So wurde anläßlich der Vorbereitung der 
Wiener Konferenz, der Universalitätsanspruch der Men­
schenrechte besonders von jenen Regierungen vehement 
kritisiert, die für systematische Menschenrechtsverletz.un- 

een an der eigenen Bevölkerung verantwortlich sind und 
folglich nicht besonders legitimiert erscheinen, im 
Namen ihrer jeweiligen Völker zu sprechen.

Der Respekt vor kulturellen und religiösen Eigen­
heiten endet nach meiner Auffassung, wo Men­
schenwürde, die Forderung nach humaner Behänd 

lung von Menschen und bestimmte Rechte wie 
das Recht auf Leben und körperliche Unversehrt­
heit. die Freiheit des Geistes, verletzt werden. 

Hier hat der kulturelle Relativismus seine 
Grenzen Hier gilt das Prinzip von der Un­
teilbarkeit der Menschenrechte. Kulturelle 
Unterschiede rechtfertigen z.B. niemals 

Folter und staatliche Willkür. Es darf nicht so 
sein, daß sich Länder, die Menschenrechte verletzen, 

dahinter verschanzen, daß sie aus ihrer sozialen und wirt­
schaftlichen Lage heraus zur Einhaltung von Menschenrech­
ten nicht fähig seien; d.h. „Unterentwicklung" als Freibrief 
für Menschenrechtsverletzungen. Gerade Diktatoren, die 
nichts mehr fürchten als das Aufbegehren von Mehr- wie 
Minderheiten, verteufeln die politischen Freiheiten als Lu­
xus der Reichen. Es bleibt z.B. unbegründet wie unklar, in­
wieweit Menschenrechtsnormen w ie Folter-, Sklaverei- und 
Diskriminierungsverbot u.a. zu einer „Verwestlichung" bei­
tragen sollen.

Auf Regierungsebene wird das Argument der kulturellen 
Relativität von Menschenrechten vor allem von fundament­
alistischen islamischen Staaten gebraucht, die z.B. die Ein­
führung der Sliaria (mit ihren brutalen Körperstrafen) recht­
fertigen oder die Benachteiligung von Frauen in ihren Ge­
sellschaften nicht aufheben wollen. In solchen Fällen ist es 
wichtig, die Opfer von Menschenrechtsverletzungen zu be­
fragen. die Perspektive der Opfer einzunehmen. Denn letzt­
lich ist das, was in aller Regel als allgemeine Kultur einer 
besonderen Gesellschaft ausgegeben wird, zumeist von de­
nen definiert. die gerade an der Macht sind, im politischen
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wie im sozialen und ldeulugischch Sinne. Befragt man die 
Opfer von EolteF. ungerechtfertigter Vertreibung etc., muß 
man nicht lange über die Universalität der Menschenrechte 
streiten. Wohl in allen Kultunkrcisen. wohl in allen Religl- 
uhsgemeihschalten. gibt cs GFundlageh. die, den Menschen­
rechten vergleichbar, Verpfllchtungen für den Umgang dcr 
Menschen miteinandeF enthalten.

„Wir weisen dic Logik zurück, daß eine Person in Asien 
cin geringeres Schutzrecht vor Folter haben soll, nur weil 
in Asien gefoltert wird. Dic Universalität der Menschen­
rechte ist ein Prinzip, das in der ganzen Well unabhängig 
von Kultur, Religion und Geschichte duFchgesetzt werden 
muß“, so Cccilia Jlmenez. Sprecherin des DachveFbandes 
der asiatisch-pazifischen NichtFegieFUhgsuFgahisutiuheh im 
Vorfeld dcr Wiener Konferenz. Dic Religion dürfe „keiner­
lei Rechtsquellc sein, denn die Menschenrechte stehcn über 
allen Kulturen“, so Ilina Jllani. Anwältin und Mitglied ei­
ner pakistanischen MehschehrechtsuFguhisatlun gegen dic 
Sharla-Gesctze. Diese und wehere hunderte 
MenscheltrechtsgFuppeh sind Kronz.eugcn dafür, daß der 
Streit um die Menschcnrcehtc eben vIcHi ein „Ku!ltu^Falll mpf 
zwischen Okzident und Orient ist, suhdeFh cin Konflikt zwi­
schen herrschenden und unterdrückten Asiatinnen. Hier ent­
puppt sich dic Formel von der regionalen Vielfalt als ein 
Sehutzsehild, hinter dem Eliten ihre MachtanspFüche be­
wahren wollen.

IV.

Gleiches Recht für alle? Kulturrelativismus versus 
Universalismus

Weltweit gibt es wohl kein anderes System von WentvoF- 
stellungen. weder religiös, politisch noch kulturell bestimmt, 
welches in so umfassendem Maß auf Zustimmung hoffen 
kann wie dic internationalen Menschenrechte. Vieles spricht 
für den Anspruch, daß cs universelle und unteilbare Men­
schenrechte üben alle kulturellen und religiösen Grenzen 
hinweg gibt. Die Respektierung kulturellen Aspekte darf aber 
dic Verbindlichkeit tFunskultuFcllcF Werte nicht ausschlic- 
ßen. Mit welchen Begründung sollte die Akzeptanz funda­
mentaler Menschenrechte eine Kultur belasten, weil sie 
.venwcstllcht“ sind? Ein engen und irreführenden Kultunbe- 

gnlff ist in Frage zu stellen. En kann reaktionäre Züge bein­
halten. denn nicht alle Kulturen bz.w. denen Aspekte sind 
menschenfreundlich (so z.B. das Aussetzern neugeborenen 
Säuglinge, das Steinigen von Ehebrecherinnen, rituelle 
Menschenopfer). Der kulturelle Relativismus hat seine Gren­
zen. Jede Kultur hat ihre ausbeuterischen, unrendnückeni- 
schen. diskriminierenden Werte. Weder pauschalen Respekt 
noch pauschale Geringschätzung ist angebracht. („So wie 
alle Menschen, ungeachtet ihren Rasse und ihren Kultur, glei­
che Bürgerrechte und gleiches Wahlrecht haben sollten, so 
sollen auch alle in den Genuß der Annahme kommen, daß 
traditionelle Kultur wertvoll sci", Charles TuvIofI.

Ist ahdercFscils der Prozeß den Zivilisation inzwischen 
nicht zu einem universellen Prozeß der Weltzlyilisatioh ge­
worden? Bassant Tibi meint, „dies zu venleugncn, kommt 
der Behauptung gleich. Menschenrechte und Mensehenwün- 

de. so wie sie erstmals in der Menschengeschichte von der 
europäischen Aufklärung durchdacht und als oberste Werte 
aufgestellt wurden, seien europäisch und sie zu fördern, sei 
eine Imitation Europas" (3). Und der Afrikaner Diallo for­
dert: „Wir müssen uns darauf einigen, daß die Menschen­
rechte keine Erfindung der Europäer sind, sondern ein uni­
verselles. zu allen Zeiten und überall gültiges Gesetzt der 
Menschlichkeit".

Viele Stimmen aus Ländern des Südens wenden sich ve­
hement gegen jegliche Unterteilung prinzipiellen Menschen­
rechte. Menschenrechte enden fün sic nicht an Grenzen, sie 
sind unteilbar. Die Würde und Freiheit des Menschen kön­
ne nicht fün den Westen geeignet und in den Ländern des 
Südens nicht anwendbar sein. „Es gibt nicht so etwas wie 
weiße, schwarze, gclbc, östliche oder westliche Menschen- 
rcefue: Es gibt universelle Rechte, dic fün menschliche Wesen 
und denen einzigartige wie universelle Charakteristiken gel­
ten. ... Es ist im Namen der Universalität, daß es unseren 
Teil den Erde etwas uhgeht. wenn diese Rechte irgendwo 
anders verletzt werden. Ihre Anerkennung und Wahrung ist 
für Afrika eine dringliche Angelegenheit“ (Jacques-Manicl 
Nzouankcu. von der wintsehafts- und reehtswisseh-
schaftlichen Fakultät der Cheikh Anta Diop Universität in 
Dakar) (4).

Auch Ernest Mandel folgert, daß der universelle Charak-
ter der Menschenrechte weder realitivierl noch beschnitten 
werden darf: „Freiheitsrechte sind keine Kennzeichen 
spezifischer Kulturen. Sie sind Vorbedingung in­
dividueller Integrität alter Erdbe­
wohner".

Allerdings darf die
universell-

geschichtliche 
Auffassung 
individuellen 
bzw. gruppen­
spezifischen, 
kollektiven (Re 
gional- 
den Respekt nicht a 
priori versagen. Ge­
fordert ist eine Gral 
Wanderung. ..Das 
blem liegt in der jewei­
ligen Entscheidung dar 
über, wo dem 'Recht 
Differenz’ der legitime 
spekt gebührt bzw. wo des­
sen Einforderung mit allge­
meingültigen Werten von Men 
schenwürde und 
kollidiert" (Henning Melber) (5). 
Die Wu rzel für den Menschen 
der Mensch selbst sein.

Das Bestehen auf universelle, 
alle Menschen gültige Rechte 
Werte bedeutet freilich noch nicht, 
universelle Gültigkeit eines bestimmten
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Entwicklungsmodells oder auch bestimmter institutioneller 
Arrangements zu behaupten. Menschenrechte schreiben 
keinen Entwicklungsweg vor. sondern setzen Mindest­
standards, die in ihrer konkreten Gewährleistung unter­
schiedliche Gestattungsspielräume und rechtliche Umset­
zungen erlauben. Konkret: Menschenrechte ..konditionie­
ren" keine bestimmte Form der Demokratie. Vielmehr ist 
auch die Entfaltung anderer pluraler Demokratieformen mit 
weitreichender sozialer Partizipation der Bevölkerung auf 
der Grundlage der Menschenrechte vorstellbar.

V.

Zur Politik des Wegschauens

H.M. Enzensberger hat Recht mit seiner Beobachtung, 
daß die offenkundige Differenz zwischen der Idee und ihrer 
Durchsetzbarkeit dazu verleitet. die Idee rhetorisch hoch­
zuhalten. aber für ihre Verwirklichung nichts zu tun. Der 
jugoslawische Krieg ist ein Beispiel. Auf europäischem Bo­
den ist es wieder möglich. völlig ungestraft Zivilbevölke­
rungen umzubringen. einen rassistischen Eroberungskrieg 
zu führen. Die menschenrechtlichen Proklamationen sind 
angesichts der „ethnischen Säuberungen" hohle. in den Wind 
gesprochene Formeln. Zwei Jahre lang schauen die Euro­
päer schon zu. wie sich Serben. Kroaten und Bosnier ge­
genseitig töten. „so wie man Wespen in einem Marmela­
denglas beobachtet und denkt. hoffentlich kommt keine 
raus!" (Pascal Bruckner). Diese Mischung aus Menschen­
verachtung und Kurz.sichtigkeit. diese Flucht vor der Ver­
antwortung. beweist. daß Europa kaum an seine Werte 
glaubt. jedenfalls nicht genug. um sie zu verteidigen. wenn 
sie auf seinem eigenen Boden mit Füßen getreten werden. 
ja nicht einmal dann. wenn die gedemütigten und gemarter­
ten Völker um Hilfe rufen.

„Wer Menschenrechte verletzt. soll nicht ruhig schlafen 
können". sagte Außenminister Klaus Kinkel zum ‘Tag der 
Menschenrechte' 1993 in der betreffenden Debatte im Bun­
destag. Im gleichen Zeitraum besuchten er und Bundeskanz­
ler Helmut Kohl die chinesische Volksrepublik. obwohl sich 
dort an den politischen Zuständen nichts geändert hat. In 
Peking und anderen Orten riskieren Dissidenten immer wie­
der den Freiheitsentzug. um nichts anderes in Erinnerung 
zu bringen als das Streben nach Menschenrechten.

Warum nicht seine wirtschaftlichen Interessen engagiert 
verfolgen? Europäisch-nordamerikanische Ethik zahlt ja 
keine Dividende. Ist nicht längst die einzige Leitwährung 
(auch) der deutschen Pohbk nur noch die Ökonotrnc? Ge­
genüber politischen und wirtschaftlichen Interessen treten 
die Menschenrechte immer deutlich zurück. Der Doppel­
züngigkeit ist kein Ende gesetzt. Beim zynischen wirtschafts­
politischen Deal (Umsatz und Menschenwürde) wird last 
ausschließlich im gegenseitigen Interesse ein Mantel des 
Schweigens über die Vernichtung von Menschenleben ge­
breitet. Die Reduzierung des Kurdistankonflikls auf die 
Bekämpfung des „Terrorismus" der Arbeiterpartei Kurdi­
stans. die guten Kontakte der Bundesregierung mit entspre­
chenden iranischen Stellen. sind daiür Beispiele. Die Men­

schenrechte werden hier fast vollständig ausgeklammert: 
Leisetreterei steht auf der Tagesordnung.

Zwar werden menschliche Tragödien mit Betroffenheit 
registriert (siehe z.B. auch Sudan oder Angola). aber die 
Regierungen entscheiden zwischen dem. ..was wichtig und 
dem. was menschlich ist“ (Alain Finkiclkraut). Diese Un­
terscheidung zwischen Menschlichem und Wichtigem ist 
die bestimmende Hierarchie.

Es ist leicht. die menschenrechtlichen Ideale gegen die 
Macht- und Voneiissirategien der herrschenden Politik aus­
zuspielen. sich aus der Verantwortung herauszustehlen. Si­
cher: Moral und Ethik haben für allzu viele in der Politik 
nichts zu suchen. Und koppelt sich die Realpolitik von der 
Moral ab. dann bleibt die pure Inlcrcssenabwägung übrig. 
Aber: Gelten moralische Prinz.ipien überhaupt als univer­
selle Konstanten?

Fazit: Der Zwiespalt zwischen Idee und Wirklichkeit ist 
nicht die Widerlegung der Idee. Existent ist neben der Amo­
ralität (auch) ein bescheidener Sisyphus. der den Stein im­
mer wieder von neuem versucht. auf den Berg zu stemmen.
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